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Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat in ihrer 
Mitteilung an den Rat über die Ausarbeitung eines Stufenplanes 
für die Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion (KOM 
[70] 300) unter Abschnitt „B. Die Methode", Ziffer 3, folgendes aus- 
geführt: 

„Es ist eine Tatsache, daß die gegenseitige wirtschaftliche Durch- 
dringung die Wirkung der nationalen Instrumente zwangsläufig 
schwächt und diese sogar völlig beseitigt, während in gewissen 
Fällen Impulse, die von mehr oder weniger ungezügelten Kräften 
ausgehen, das Übergewicht bestimmen können. Es wäre daher 
paradox, ließe man das Lenkungsinstrumentarium ohne Ersatz 
wirkungslos werden, während andererseits die Steuerung der ein- 
zelnen Volkswirtschaften durch die Integration schwieriger wird. 
Daher sollten immer dann, wenn Schritte zur Vereinheitlichung 
notwendig erscheinen, Gemeinschaftsinstrumente geschaffen wer- 
den, die an die Stelle einzelstaatlicher Instrumente treten oder ihre 
Wirkung ergänzen." 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung der gleichen Meinung wie die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften? 

Die Bundesregierung stimmt mit der dargelegten Auffassung 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften grundsätz- 
lich überein. Sie ist der Auffassung, daß auf dem Weg zur Wirt- 
schafts- und Währungsunion neben einer immer effektiveren 
Koordinierung und Harmonisierung der nationalen wirtschafts- 
politischen Maßnahmen und Instrumente auch die Schaffung 
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von entsprechenden Gemeinschaftsinstrumenten notwendig ist. 
Die Bundesregierung hat diesen Standpunkt wiederholt, u. a. 
in ihrem eigenen Vorschlag für einen Stufenplan zur Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion vom 12. Februar 
1970, vertreten. 


2. Wenn die Bundesregierung die Frage 1 bejaht, fragen wir, 

a) was hat die Bundesregierung getan, um dieses Ziel zu unter- 
stützen oder 

b) was gedenkt die Bundesregierung in Zukunft zu tun? 


Zu a) 

Der Beschluß der Staats- und Regierungschefs der EWG-Staaten 
auf der Konferenz von Den Haag im Dezember 1969, eine Wirt- 
schafts- und Währungsunion anzustreben, geht vor allem auf 
eine Initiative von Bundeskanzler Brandt zurück. Im Schluß- 
kommunique der Konferenz bekräftigen die Staats- und Regie- 
rungschefs „ihren Willen, den für die Stärkung der Gemein- 
schaft und für ihre Entwicklung zur Wirtschaftsunion erforder- 
lichen weiteren Ausbau beschleunigt voranzutreiben. Sie sind 
der Auffassung, daß der Prozeß der Integration zu einer Ge- 
meinschaft der Stabilität und des Wachstums führen muß. Zu 
diesem Zweck sind sie übereingekommen, daß im Rat, aus- 
gehend vom Memorandum der Kommission vom 12. Februar 
1969 und in enger Zusammenarbeit mit dieser im Laufe des 
Jahres 1970 ein Stufenplan für die Errichtung einer Wirtschafts- 
und Währungsunion ausgearbeitet wird. Die Entwicklung der 
Zusammenarbeit in Währungsfragen sollte sich auf die Har- 
monisierung der Wirtschaftspolitik stützen." 

Um die rasche Verwirklichung dieses Beschlusses zu unter- 
stützen, hat die Bundesregierung am 12. Februar 1970 einen 
eigenen Vorschlag für einen Stufenplan zur Errichtung einer 
Wirtschafts- und Währungsunion vorgelegt. 

In der vom Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften einge- 
setzten Gruppe, die unter dem Vorsitz des luxemburgischen 
Ministerpräsidenten Pierre Werner die Elemente für eine 
stufenweise Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs- 
union in der Gemeinschaft aufzeigen soll, hat sich das deutsche 
Mitglied, Herr Staatssekretär Dr. Schöllhorn, mit Nachdruck für 
einen raschen und erfolgreichen Fortgang der Arbeiten ein- 
gesetzt. Die Werner-Gruppe hat am 20. Mai 1970 einen Zwi- 
schenbericht vorgelegt. In ihm heißt es: „Die Wirtschafts- und 
Währungsunion bedeutet, daß die wichtigsten wirtschaftspoli- 
tischen Entscheidungen auf Gemeinschaftsebene getroffen wer- 
den und daß infolgedessen die erforderlichen Befugnisse von 
der nationalen Ebene auf die Ebene der Gemeinschaft über- 
tragen werden." 
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Zu b) 

Es ist damit zu rechnen, daß der Schlußbericht der Werner- 
Gruppe bis Mitte Oktober 1970 fertiggestellt sein wird. Die 
Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß die Vorschläge 
dieses Berichtes möglichst bald in die Wirklichkeit umgesetzt 
werden. Sie wird sich dafür einsetzen, daß noch in der gegen- 
wärtigen Periode ihrer Ratspräsidentschaft ein Grundsatzbe- 
schluß über die stufenweise Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion und die Einleitung der ersten Stufe ab 
1. Januar 1971 gefaßt wird. 


3. Wenn die Bundesregierung die Auffassung der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften nicht teilen sollte, fragen wir, 
welche Maßnahmen sie statt dessen ergreifen will? 


Diese Frage ist aufgrund der Antworten auf die Fragen 1 und 2 
als gegenstandslos anzusehen. 

Philip Rosenthal 
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